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ENTSCHEIDUNG DER GENERALSEKRETÄRIN GEMÄB ARTIKEL 4 DER 
DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN ZUR VERORDNUNG (EG) NR. 1049/20011 

Betr.: Zweitantrag auf Zugang zu Dokumenten gemäß Verordnung 
1049/2001 (GestDem 2014/5303) 

Sehr geehrter Herr Strack, 

ich nehme Bezug auf Ihre E-Mail vom 4. Dezember 2014, in der Sie gemäß Artikel 7 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission2 

(nachfolgend „Verordnung 1049/2001") einen Zweitantrag zu Ihrem Antrag auf 
Akteneinsicht stellen. 

Ich nehme ebenfalls Bezug auf unsere Schreiben vom 19. Dezember 2014 und 27. Januar 
2015, in denen um Präzisierung Ihres Antrags gebeten und die Frist für die Behandlung 
Ihres Zweitanträges bestätigt wird, sowie auf Ihre Antwortschreiben vom 10. und 
23. Januar 2015. 

1. GEGENSTAND IHRES ANTRAGS 

Mit Ihrem Erstantrag vom 2. November 2014 beantragten Sie Zugang zu 

den Metadaten für die in Ares im Monat Oktober (1. bis 31.10.) gespeicherten 
Dokumente unter den Überschriften/Codes 

- 02 02 03 005 = „Processing of requests for access to documents", oder 

1 ABl. L 345 vom 29.12.2001, S. 94. 
2 ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43. 
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Ol 05 03 020 020 = „Ombudsman". 

2. BEARBEITUNG DES DOSSIERS, EINSCHLIEBLICH DES ZWEITANTRAGS 

Aufgrund interner Koordinierung zwischen einzelnen Dienststellen des 
Generalsekretariats wurde die erste Frist für die Beantwortung des Erstantrages 
(1. Dezember 2014) nicht eingehalten. 

Am 5. Dezember 2014 wurde Ihnen ein vorläufiges Antwortschreiben übermittelt, mit 
dem die Frist auf 22. Dezember 2014 verlängert wurde, doch da Sie in der Zwischenzeit 
mit E-Mail vom 4. Dezember 2014 einen Zweitantrag gestellt hatten (und sich die 
Schreiben kreuzten), beschloss die zuständige Dienststelle des Generalsekretariats, 
diesen Zweitantrag (am 16. Dezember 2014) zu registrieren und Ihren Antrag direkt auf 
dieser Verfahrensebene zu behandeln. Am 17. Dezember 2014 wurde Ihnen eine 
Empfangsbestätigung für den Zweitantrag mit einer Beantwortungsfrist bis 16. Januar 
2015 übermittelt. 

Am 19. Dezember 2014 übermittelte Ihnen die zuständige Dienststelle des 
Generalsekretariats ein Schreiben (unterzeichnet von Herrn Referatsleiter Kröger), in 
dem Sie um Präzisierung des Antrags gebeten wurden und das zwei umfangreiche 
Auflistungen von Dokumenten3 enthielt, deren Zugehörigkeit zu den in Ihrem Erstantrag 
angegebenen Ares-Überschriften bereits festgestellt worden war. Aufgrund der Anzahl 
der Dokumente, die auszuwerten gewesen wären4, wurden Sie aufgefordert, gemäß 
Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1049/2001 entweder Kriterien anzugeben, die 
eine gezieltere Auswahl der Dokumente ermöglichen, oder ansonsten Ihren Antrag 
gemäß Artikel 6 Absatz 3 dieser Verordnung einzuschränken. 

In Ihrem Antwortschreiben vom 10. Januar 2015 sind Sie hierauf nicht eingegangen, die 
geforderten Informationen zu übermitteln, sondern verwiesen lediglich auf die 
abgelaufene Frist für die Bearbeitung Ihres Erstantrags. 

Die zuständige Dienststelle des Generalsekretariats beschloss daher, das vorliegende 
Antwortschreiben auf die zweite alternative Kategorie der von Ihnen beantragten 
Dokumente („Ombudsman") zu beschränken. Da der Antrag alternativ formuliert war, 
entspricht die vorliegende Entscheidung diesem Anliegen. 

3. BEWERTUNG UND SCHLUSSFOLGERUNGEN 

Bei der Prüfung eines Zweitantrags auf Dokumentenzugang führt das Generalsekretariat 
eine neue, unabhängige Bewertung durch, bei der alle faktischen und rechtlichen 
Umstände berücksichtigt werden. 

Wie bereits in meinen vorherigen Entscheidungen hinsichtlich ähnlicher von Ihnen in 
letzter Zeit gestellter Anträge erwähnt, die unter Gestdem 2014/679 und Gestdem 
2014/3042 registriert wurden, und unbeschadet der Frage, ob Metadaten in Ares 
eigenständige Dokumente im Sinne der Verordnung 1049/2001 sind, müssen die 
Grundsätze des Urteils in der Rechtssache Dufour/EZB insoweit auf Ihren Antrag 
angewendet werden, dass Metadaten durch normale oder routinemäßige Suchabfrage 
extrahiert werden können, d.h. ohne die Entwicklung neuer Software oder die 
Einrichtung eines neuen Klassifizierungsschemas. 

3 Mit unkenntlich gemachten personenbezogenen Daten. 
4 Über 100 Dokumente betreffend die Überschrift „Processing of requests for access to documents" und 

mehr als ein Duzend betreffend die Überschrift „Ombudsman". 
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Nach Prüfung Ihres Antrags und der einschlägigen Dokumente kann ich Ihnen nunmehr 
bestätigen, dass Sie vollständigen Zugang zu den beantragten Metadaten für die unter der 
Überschrift/dem Code Ol 05 03 020 020 = „Ombudsman" (zuständige Dienststelle: 
SG.F.3) gespeicherten Dokumente für den gesamten Monat Oktober 2014 erhalten. 

Die Aufstellung, die Sie bereits erhalten haben, enthält 14 Dokumente; die 
entsprechenden in Ares gespeicherten Metadaten sind dieser Entscheidung beigefügt. 
Wie es unserer Politik entspricht, sind die personenbezogenen Daten des Personals, 
ausgenommen desjenigen in Führungspositionen (Ausnahme von Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe b der Verordnung Nr. 1049/2001, siehe unten in Abschnitt 3.1.)» unkenntlich 
gemacht. 

3.1. Schutz der Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen 

Die Namen der Bediensteten, die die Dokumente erstellt haben oder Adressaten dieser 
Dokumente sind, sind gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
Nr. 1049/2001 (Schutz der Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen) zu schützen, 
wie unten ausgeführt. 

Nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung Nr. 1049/2001 verweigern die 
Organe den Zugang zu Dokumenten, durch deren Verbreitung der Schutz der 
Privatsphäre und der Integrität des Einzelnen, insbesondere gemäß den 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft über den Schutz personenbezogener Daten, 
beeinträchtigt würde. 

In seinem Urteil in der Rechtssache Bavarian Lager Co.5 hat der Gerichtshof festgestellt, 
dass bei einem Antrag auf Zugang zu Dokumenten, die personenbezogene Daten 
enthalten, die Verordnung (EG) Nr. 45/20016 („Datenschutzverordnung") in vollem 
Umfang Anwendung findet. 

Nach Artikel 2 Buchstabe a der Datenschutzverordnung bezeichnet der Ausdruck 
„personenbezogene Daten" alle Informationen über eine bestimmte oder bestimmbare 
natürliche Person. Der Gerichtshof hat in der Rechtssache C-465/00 (Rechnungshof)7 

bestätigt, „dass es grundsätzlich nicht in Betracht kommt, berufliche Tätigkeiten ... vom 
Begriff des 'Privatlebens' auszunehmen". 

Die Namen und Kontaktdaten der Kommissionsbediensteten, die die Dokumente erstellt 
haben oder Adressaten dieser Dokumente sind, stellen eindeutig personenbezogene 
Daten im Sinne von Artikel 2 Buchstabe a der Datenschutz Verordnung dar. 

Gemäß Artikel 8 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 werden 
personenbezogene Daten dem Antragsteller nur dann übermittelt, wenn die 
Notwendigkeit ihrer Offenlegung nachgewiesen wurde und kein Grund zu der Annahme 
besteht, dass die berechtigten Interessen der betroffenen Personen beeinträchtigt werden 
könnten. Diese Voraussetzungen sind kumulativ. 

Wie der Gerichtshof ebenfalls festgestellt hat, kann die Kommission, wenn der 
Antragsteller keine ausdrücklichen und berechtigten Gründe vorlegt, die die 

5 Urteil vom 29. Juni 2010 (Rechtssache C-28/08 P). 
6 Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 

zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Datenverkehr (ABl. L 8 vom 12.1.2001, S. 1). 

7 Randnr. 73. 
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Notwendigkeit der Datenübermittlung belegen, die Interessen nicht abwägen, und der 
Zugang muss daher verweigert werden. 

Im gegenständlichen Fall haben Sie keine Argumente für die Notwendigkeit des Erhalts 
der oben angeführten personenbezogenen Daten und auch kein spezielles Interesse für 
den Erhalt der Daten angeführt. 

Daher muss nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
der Zugang zu in den Dokumenten enthaltenen personenbezogenen Daten verweigert 
werden, da die Notwendigkeit einer Offenlegung nicht begründet wurde und nicht 
angenommen werden kann, dass die Offenlegung die berechtigten Interessen der 
Betroffenen nicht beeinträchtigen würde. 

4. RECHTSBEHELF 

Abschließend möchte ich Sie auf die möglichen Rechtsbehelfe gegen diese Entscheidung 
hinweisen. Sie können gemäß Artikel 263 AEUV Beschwerde beim Gerichtshof der 
Europäischen Union oder gemäß Artikel 228 AEUV ein Rechtsmittel bei der 
Europäischen Bürgerbeauftragten einlegen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Catherine Day 

Anlage 

Metadaten von 14 Dokumenten, wie in „Ombudsman SG.F.3" aufgelistet. 
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